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J. Perſonalien. 
Seine Majeſtät der König haben Aller⸗ Fabrikbeſitzer Theodor Simon in Kirn, 
gnädigſt geruht, Kreis Kreuznach, und dem Fabrikbeſitzer 
dem Kaufmann und Fabrikbeſitzer Louis Ernſt Wie de in Seidenberg O.⸗L. den 
Mann in Charlottenburg, dem Fabrik- Charakter als Kommerzienrat ſowie 
direktor Karl Berendes in Culmſee, dem Kaufmann Julius Sckeyde in Breslau 
Landkreis Thorn, dem Bankdirektor den Charakter als Kommiſſionsrat 
Theodor Hinsberg in Barmen, dem zu verleihen. 
ہہ‎ 


III. Handels⸗Angelegenheiten. 


1. Handelsvertretungen. 
Betr. Börſe in Eſſen. 


Börſen-Ordnung für die Stadt ۰ 
J. Geſchäftszweige der Börſe und Aufſicht. 
8 1. 


Die Börſe iſt die unter Genehmigung des Staates ſtattfindende Verſammlung von 
Kaufleuten, Induſtriellen, Handelsmaklern und anderen Perſonen behufs Erleichterung des 
Betriebs der Handelsgeſchäfte, insbeſondere in An⸗ und Verkauf von Produkten der mon⸗ 
tanen und metallurgiſchen Induſtrie, von Anteilſcheinen (Kuxen) gewerkſchaftlich betriebener 
Bergwerke, Aktien von Bergwerksgeſellſchaften und ſonſtigen Wertpapieren von Unter 
nehmungen der Bergwerks⸗ und Metall⸗Induſtrie. 
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Die Börſe ſteht unter der unmittelbaren Aufficht der Handelskammer für den Kreis 
Eſſen. Die Handelskammer entſcheidet über die gegen Anordnungen und Beſchlüſſe des 
Börſenvorſtandes erhobenen Beſchwerden. 


II. Zulaſſung zum Börſenbeſuch. 
82 

Über die Zulaſſung zum Börſenbeſuch entſcheidet der Börſenvorſtand. Einer be⸗ 
ſonderen Zulaſſung bedürfen diejenigen Perſonen nicht, die vermöge ihrer Amts- oder Dienſt⸗ 
pflicht die Börſe zu beſuchen haben. 

Die Zulaſſung kann nur dauernd ſein. Durch die Zulaſſung wird der Antragſteller 
Börſenmitglied. 

Die Zulaſſung darf, inſoweit nicht die im § 5 aufgeführten Fälle vorliegen, Dens 
jenigen Perſonen nicht verſagt werden, welche als Inhaber einer Handelsfirma, als Geſell⸗ 
ſchafter einer offenen Handelsgeſellſchaft, als Vorſtandsmitglied einer Aktiengeſellſchaft, als 
perſönlich haftender Geſellſchafter einer Kommanditgeſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft 
auf Aktien, als Geſchäftsführer einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung oder als Pro⸗ 
kuriſt einer der vorgedachten Firmen oder Geſellſchaften in das Handelsregiſter oder als 
Vorſteher einer eingetragenen Genoſſenſchaft in das Genoſſenſchaftsregiſter eines deutſchen 
Amtsgerichts eingetragen ſind, ebenſo auch nicht den Vorſtandsmitgliedern öffentlicher 
Banken. 

Anderen Perſonen, insbeſondere ſolchen, die nach § 53 Abi. 2 Ziff. 1 B. G. Termin⸗ 
geſchäfte abſchließen können, kann der Börſenvorſtand nach ſeinem Ermeſſen die dauernde 
Zulaſſung mit Teilnahmebefugnis am Börſenhandel gewähren, ſofern keine anderen Be- 
ſtimmungen dieſer Börſenordnung entgegenſtehen; eine derartige Zulaſſung kann der Börſen⸗ 
vorſtand nach ſeinem Ermeſſen zurücknehmen. 


83. 

Der Antrag auf Zulaſſung zum Börſenbeſuch it ſchriftlich bei dem Börſenvorſtande 
zu ſtellen und muß von zwei Gewährsmännern, die ſeit mindeſtens einem Jahre ununter⸗ 
brochen zum Beſuche der Börſe zugelaſſen ſind, unterſtützt werden. Die Vorſtandsmitglieder 
öffentlicher Banken ſind von der Stellung von Gewährsmännern befreit. 


§ 4. 

Nach Eingang des Antrags iſt derſelbe mit Nennung der Gewährsmänner durch 
Aushang an den Börſen zu Eſſen und Düſſeldorf während 14 Tagen zur Kenntnis der 
Börſenbeſucher zu bringen. Nach Ablauf dieſer Friſt, während welcher dem Antragſteller 
der Beſuch der Börſe geſtattet iſt, entſcheidet der Börſenvorſtand mit Stimmenmehrheit 
ohne Rückſicht auf die Zahl der anweſenden Vorſtandsmitglieder. 

Wird der Antrag auf Zulaſſung endgültig abgelehnt, fo darf derſelbe innerhalb 6 Mo⸗ 
naten nach der Ablehnung nicht wiederholt werden. 


8 5. 

Vom Börſenbeſuche ſind ausgeſchloſſen: 

Perſonen weiblichen Geſchlechts; 

„Perſonen, welche ſich nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden; 

Perſonen, welche infolge gerichtlicher Anordnung in der Verfügung über ihr 
Vermögen beſchränkt find; 

Perſonen, welche wegen betrügeriſchen Bankerotts rechtskräftig verurteilt find; 

Perſonen, welche wegen einfachen Bankerotts rechtskräftig verurteilt find; 

. Perjonen, welche ſich im Zuſtande der Zahlungsunfähigkeit befinden oder Bers 
treter einer der im § 2 Abſ. 3 genannten Geſellſchaften oder Genoſſenſchaften 
find, die ſich im Zuſtande der Zahlungsunfähigkeit befindet; 

7. Perſonen, gegen welche durch rechtskräftige oder für ſofort wirkſam erklärte 
و ا‎ Entſcheidung auf Ausſchließung von dem Beſuch einer Börſe 
erkannt iſt; 

8. Perſonen mit körperlicher oder geiſtiger Krankheit, welche die übrigen Börſen⸗ 
beſucher oder den Verkehr an der Börſe gefährden oder beläſtigen. 
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Findet gemäß der vorſtehenden Ziffern 2 bis ! der Ausſchluß eines Inhabers oder 
Vertreters einer Firma ſtatt, ſo können durch Beſchluß des Börſenvorſtandes auch die 
übrigen Inhaber oder Vertreter dieſer Firma, die zum Börſenbeſuche zugelaſſen ſind, für 
die gleiche Zeit ausgeſchloſſen werden. 

Die Zulaſſung oder Wiederzulaſſung zum Börſenbeſuche kann in den Fällen unter 
2 und 3 nicht vor der Beſeitigung des Ausſchließungsgrundes, in dem Falle unter 5 nicht 
vor Ablauf von 6 Monaten, nachdem die Strafe verbüßt, verjährt oder erlaſſen iſt, er⸗ 
folgen; ſie darf im letzteren Falle und ebenſo in dem Falle unter 6 nur ſtattfinden, wenn 
der Börſenvorſtand den Nachweis für geführt erachtet, daß die Schuldverhältniſſe ſämt⸗ 
lichen Gläubigern gegenüber durch Zahlung, Erlaß oder Stundung geregelt ſind. Einer 
Perſon, welche im Wiederholungsfall in Zahlungsunfähigkeit oder in Konkurs geraten iſt, 
muß die Zulaſſung oder Wiederzulaſſung mindeſtens für die Dauer eines Jahres ver⸗ 
weigert werden. In dem Falle unter 4 iſt der Ausſchluß ein dauernder. 

Börſenbeſucher, die durch ehrengerichtliche Entſcheidung oder Beſchluß des Börſen⸗ 
vorſtandes auf eine kalendermäßig beſtimmte Friſt vom Börſenbeſuch ausgeſchloſſen ſind, 
ſind nach Ablauf der Friſt wieder zum Börſenbeſuche berechtigt, ohne daß es eines Antrags 
bedarf. Perſonen, die bereits gemäß 8٩ 2 und 3 zugelaſſen waren und der Zulaſſung 
durch deren Zurücknahme, durch Ausſchließung auf eine kalendermäßig nicht beſtimmte Friſt 
oder aus anderen Gründen (Verzicht, Verluſt der im § 2 Abſ. 3 vorausgeſetzten Eigen⸗ 
ſchaften udgl.) verluſtig gegangen ſind, können beim Nachſuchen der Wiederzulaſſung vom 
Börſenvorſtande von der Stellung von Gewährsmännern befreit werden. 


§ 6. 

Jedes Börſenmitglied hat einen für jedes Jahr im voraus zu zahlenden Beitrag zu 
entrichten, deſſen Höhe die Handelskammer im Dezember jeden Jahres für das kommende 
Jahr nach Maßgabe des aufzuſtellenden Etats ($ 22) feſtſetzt. Eine Erſtattung des ein 
mal gezahlten Beitrags findet nicht ſtatt. Eine Firma, welche mehrere Geſellſchafter oder 
Vorſtandsmitglieder hat, entrichtet den doppelten Beitrag, Die Börſenkarte iſt auf Bers 
langen der Firma in einer der Anzahl der Firmeninhaber (Vorſtandsmitglieder) entſprechen⸗ 
den Zahl zuzuſtellen. 

Befreit vom Eintrittsgelde find die bei der Börſe angeſtellten Kursmakler. 

Nach Entrichtung des Beitrags wird die Jahresmitgliedskarte ausgehändigt, welche 
entweder auf die einzelne Perſon oder auf die Firma lautet und zugleich als Ausweis und 
als Quittung dient. 

Handlungsgehilfen, die bei den eine Börſenkarte beſitzenden Prinzipalen angeſtellt ſind, 
iſt der Beſuch der Börſe nur inſoweit zu geſtatten, als ſie von ihren Prinzipalen mit der 
Ausführung von Börſengeſchäften oder mit der Hilfeleiſtung dabei betraut ſind. Auf ſie 
findet die Beſtimmung des § 3 keine Anwendung; fie erhalten auf Antrag ihres Prinzipals 
eine auf dieſen lautende Nebenkarte. Sie dürfen an der Börſe nur Geſchäfte auf den 
Namen ihrer Prinzipale und für dieſelben abſchließen. 


1 0 

Jun den Fällen des § 6 Abſ. 4 iſt der Dienſtherr verpflichtet, darüber zu wachen, daß 
die dort genannten Perſonen an der Börſe Geſchäfte lediglich im Namen und für Rechnung 
des Dienſtherrn abſchließen. 

Hat der Dienſtherr die Genehmigung zum Börſenbeſuche für ſolche Perſonen beantragt, 
obwohl er wußte oder wiſſen mußte, daß ſie auch Handlungen vornehmen werden, zu 
denen ſie durch die Erteilung dieſer Genehmigung nicht berechtigt find, oder hat er wifjent- 
lich oder grob fahrläſſig geduldet, daß ſie ſolche Handlungen vornehmen, jo if der Börſen⸗ 
vorſtand befugt, ihn in gleicher Weiſe zu beſtrafen, wie diejenigen Börſenbeſucher, die ſich 
der in § 12 angegebenen Verfehlungen ſchuldig machen. Xft der Dienſtherr eine Geſellſchaft 
oder Genoſſenſchaft, ſo trifft die Strafe den oder die mit der Befugnis zur Teilnahme am 
Börſenhandel zugelaſſenen Vertreter. 


§ 8. gi 
Ohne beſonderen Zulaſſungsbeſchluß jedoch höchſtens ſechsmal jährlich dürfen einwand⸗ 
freie, volljährige Perſonen gegen Löſung einer Tageskarte, deren Preis vom Börſenvorſtande 
feſtgeſetzt wird, durch gemäß $$ 2 und 3 zugelaſſene Börſenbeſucher in die Börſe eingeführt 
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werden, nachdem die Namen des Einführenden und des Eingeführten von dieſem unter 
Angabe von Stand und Wohnort in das am Eingange zum Börſenlokal ausliegende 
Fremdenbuch eingetragen ſind. 


III. Der Börſenvorſtand und ſeine Befugnis. 
§ 9. 


Die Handelskammer wählt im Dezember jeden Jahres für das kommende Kalender 
jahr aus den die Börſe beſuchenden Kaufleuten und Induſtriellen einen aus zwölf Mit⸗ 
gliedern beſtehenden Börſenvorſtand. 


8 10. 

Der Börſenvorſtand wählt jährlich bei ſeiner Konſtituierung einen Vorſitzenden, einen 
erſten und zweiten Stellvertreter, welche in Eſſen ihren Wohnſitz haben müſſen. Die Ver⸗ 
handlungen des Börſenvorſtandes leitet der Vorſitzende oder deſſen Stellvertreter. Falls 
dieſe nicht an den Verhandlungen teilnehmen, geht der Vorſitz auf das nach der Dauer der 
Tätigkeit eventuell nach den Jahren älteſte Mitglied über. 


8 11. 
Der Börſenvorſtand hat die Aufgabe und die Befugnis: 

a) die Ordnung in den Börſenverſammlungen aufrecht zu erhalten; 

b) die Notierung der Kurſe ſowie der Preiſe derjenigen Produkte und Waren, für 
welche die Handelskammer die Notierung für nötig erachtet, unter Zuziehung 
der Kursmakler zu beſorgen; 

c) über die Zulaſſung zum Börſenbeſuche reſp. die Ausſchließung von demſelben 
nach den Beſtimmungen der 88 5 bis 7 und 12 zu enticheiden. 


§ 12. 


Abgeſehen von den in den 88 5 bis 7 enthaltenen Beſtimmungen iſt der Börſenvor⸗ 
ſtand befugt, durch beſonderen Beſchluß ſolchen Perſonen den Zutritt zu den Börſen⸗ 
verſammlungen zu verſagen, welche entweder: 

a) auch ohne in Konkurs verfallen zu ſein, ihre liquiden Verpflichtungen aus Handels— 
geſchäften nicht rechtzeitig oder nicht völlig erfüllt haben, oder 

b) der Ruheſtörung und der Verletzung des Anſtandes in der Börſenverſammlung 
ſich ſchuldig gemacht haben oder den Anordnungen des Börſenvorſtandes nicht 
Folge leiſten. 1 

In dem vorſtehend zu b gedachten Falle findet eine zeitweiſe Ausſchließung bis zu 
einer Dauer von drei Monaten oder die Verhängung einer Geldſtrafe bis zu 300 M ſtatt. 

In dem zu a erwähnten Falle hat die Ausſchließung vom Börſenbeſuch in der Regel 
nur zeitweiſe, bis zum Nachweiſe der erfolgten Regulierung mit den Gläubigern, zu erfolgen. 
Die dauernde Ausſchließung kann jedoch ausgeſprochen werden, wenn feſtgeſtellt iſt, daß 
der Schuldner aus böſem Vorſatz ſich der Erfüllung ſeiner Verpflichtungen entzogen hat 
oder durch eigene Schuld infolge von Operationen, welche zu feinen Mitteln in keinem Bers 
hältniſſe ſtanden, in den Zuſtand der Zahlungseinſtellung gebracht worden iſt. 


§ 13. 

Vor Abfaſſung des im § 12 erwähnten Beſchluſſes iſt der Beteiligte von dem Börſen⸗ 
vorſtande mit ſeiner mündlichen Verteidigung zu hören. Im Falle ſeines Ausbleibens bei 
beſcheinigter Vorladung wird gegen ihn im Verſäumnisverfahren verhandelt. Die Aus⸗ 
ſchließung wird durch einen mit Gründen verſehenen Beſchluß ausgeſprochen. Vorladung 
und Mitteilung des Beſchluſſes erfolgen in ſchriftlicher Ausfertigung, an denjenigen, deſſen 
Aufenthalt nicht bekannt iſt, durch Aushang an der Börſe während zwei Börſentagen. 

Gegen die Entſcheidung des Börſenvorſtandes ſteht dem Beteiligten der Rekurs an 
die Handelskammer offen binnen einer präkluſiviſchen Friſt von zehn Tagen, welche mit 
dem Tage der Behändigung der angegriffenen Entſcheidung — bei Abweſenden, deren Auf⸗ 
enthalt unbekannt iſt, mit dem erſten Tage des Aushanges an der Börſe — zu laufen beginnt. 

Durch den Rekurs wird die Vollſtreckung des auf Ausſchließung gerichteten Beſchluſſes 
nicht aufgehalten. 
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§ 14. 

Den Mitgliedern des Börſenvorſtandes liegt die Pflicht ob, während der Dauer der 
Börſenverſammlungen auf Ruhe und Ordnung zu halten. Jedes einzelne Mitglied iſt 
befugt, diejenigen Perſonen, welche nach den obigen Beſtimmungen von dem Beſuche der 
Börſe ausgeſchloſſen ſind, desgleichen Börſenbeſucher, welche auf irgend eine Weiſe in der 
Börſenverſammlung die Ordnung ſtören oder den Anſtand verletzen, von der Börſe ent- 
fernen zu laſſen. 

Das Mitglied des Börſenvorſtandes muß in dieſem Falle noch an demſelben Tage 
dem Vorſitzenden des Börſenvorſtandes ſchriftlich Bericht erſtatten. 


IV. Feſtſtellung der Kurſe und Preiſe. 
8.1, 

Eröffnung und Schluß der Börſenverſammlung wird durch ein Zeichen mit der Glocke 
angekündigt. Die Zeit zwiſchen den beiden Glockenzeichen iſt die Börſenzeit, und es ſollen 
nur diejenigen Geſchäfte bei der amtlichen Preisfeſtſtellung Berückſichtigung finden, welche 
während der Börſenzeit zum Abſchluſſe gekommen ſind. 


§ 16. 

Die Kurſe und Preiſe der gehandelten Werte bezw. Produkte ſind nach Schluß der 
Börſe ſofort unter Zuziehung der Makler, welche der Börſenverſammlung beiwohnten, von 
einem oder mehreren Mitgliedern des Börſenvorſtandes feſtzuſtellen. 

Die Makler, welche bei der Verhandlung zu erſcheinen verpflichtet ſind, haben die 
Preiſe und Kurſe der gehandelten Effekten bezw. Produkte anzugeben und eventl. auf Ver⸗ 
langen auch, unter Verdeckung der Namen der Kontrahenten, ihre Tagebücher vorzulegen. 
Nach dieſer Angabe ſtellt der Börſenvorſtand nach Stimmenmehrheit die Kursliſte unter 
angemeſſener Berückſichtigung der umgeſetzten Quantitäten feſt. N 

Über die Verhandlungen wird ein Protokoll aufgenommen, in das Börſenbuch ein⸗ 
getragen und von den Vorſtandsmitgliedern unterzeichnet. Die feſtgeſtellten Kurſe und 
Preiſe der in § 11b bezeichneten Werte ſind ſofort durch den amtlichen Kurszettel bekannt 
zu machen. 

V. Zulaſſungsſtelle. 
1 

Die Zulaſſungsſtelle beiteht aus ſechs auf drei Jahre vom Börſenvorſtande gewählten 
Mitgliedern, von denen die Hälfte aus Perſonen beſteht, die ſich nicht berufsmäßig ant 
Börſenhandel mit Wertpapieren beteiligen. 

Außer den Mitgliedern werden mindeſtens vier ſtellvertretende Mitglieder für die 
gleiche Zeit von drei Jahren gewählt, von denen gleichfalls mindeſtens die Hälfte aus 
Perſonen beſteht, die ſich nicht berufsmäßig am Börſenhandel mit Wertpapieren beteiligen. 

Die Zulaſſungsſtelle iſt beſchlußfähig bei Anweſenheit von mindeſtens drei Mitgliedern. 
Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

Scheidet während ſeiner Amtsdauer ein Mitglied der Zulaſſungsſtelle aus, ſo iſt ſofort 
in einer Sitzung des Börſenvorſtandes eine Erſatzwahl für den Reſt der Amtsdauer des 
ausgeſchiedenen Mitglieds vorzunehmen. Das gleiche Verfahren gilt für Stellvertreter. 
Die Zulaſſungsſtelle wählt jährlich einen beſonderen Vorſitzenden und einen Stellvertreter. 


§ 18. 
Für die Zulaſſung von Wertpapieren zum Börſenhandel iſt eine Einführungsgebühr 
zu zahlen, deren Höhe der Börſenvorſtand feſtſetzt. 


8 19. 

Beabsichtigt der Börſenvorſtand gemäß § 50 B. GG. die Zulaſſung von Waren zum 
Börſenterminhandel, jo iſt das Ergebnis der im § 50 bj. 3 B.. vorgeſchriebenen Ermitt. 
lungen dem Miniſter für Handel und Gewerbe zur Mitteilung an den Reichskanzler ein 
zureichen. 

Beſchlüſſe über Zulaſſung zum Börſenterminhandel und Zurücknahme der Zulaſſung 
ſowie die für den Börſenterminhandel feſtgeſetzten Geſchäftsbedingungen ($ 50 Abſ. 2 B. G.) 


ſind dem Miniſter für Handel und Gewerbe mitzuteilen. 
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VI. Ehrengericht. 
§ 20. 

Das Ehrengericht beſteht aus fünf Mitgliedern und drei ſtellvertretenden Mitgliedern, 
die aus dem Kreiſe der Mitglieder der Handelskammer und von ihr auf die Dauer von 
drei Jahren gewählt werden. Außerdem gehört dem Ehrengerichte der Syndikus der Han⸗ 
delskammer oder deſſen Stellvertreter als beratendes Mitglied an. Im Falle des Aus- 
ſcheidens eines Mitglieds wählt die Handelskammer für den Reſt der Amtsdauer einen 
Erſatzmann. 

۰ Zur Beſchlußfähigkeit ift die volle Beſetzung des Ehrengerichts mit fünf Mitgliedern 
erforderlich. 

Das Ehrengericht tritt gemäß $ 10 B. G. in Tätigkeit; es iſt namentlich auch befugt, 
ſolche Perſonen von der Börſe auszuſchließen, welche falſche Nachrichten, die eine Ein- 
wirkung auf das Börſengeſchäft auszuüben geeignet find, wiſſentlich verbreiten. 

Von den Entſchließungen des Ehrengerichts iſt dem Börſenvorſtand umgehend Mit- 
teilung zu machen. 


VII. Allgemeine Vorſchriften. 
§ 21. 

Die Handelskammer beſtimmt Lokal und Zeit der Börſenverſammlungen. Sie ſtellt 
auf Vorſchlag des Börſenvorſtandes feſt, welche Werte in dem amtlichen Kurszettel zu 
nolieren find. Der Börſenvorſtand iſt berechtigt, einzelne Börſenverſammlungen ausfallen 
zu laſſen oder abzukürzen. 

8 22. 

Alljährlich im Monat November ſtellt der Börſenvorſtand einen Etat für die Ein- 
nahmen und Ausgaben der Börſe im nächſten Kalenderjahr auf, welcher der Handels— 
kammer zur Genehmigung und Feſtſetzung einzureichen iſt. 

Der Etat iſt von der Handelskammer der Königlichen Regierung zu Düſſeldorf ein- 
zureichen und durch eine in Eſſen erſcheinende Zeitung zu veröffentlichen. 


§ 23. 
Die Verwaltung und Verwendung der Eintrittsgelder ſteht der Handelskammer zu, 
welche auch Sekretäre und Börſendiener anzuſtellen ſowie für Beſchaffung der Lokalitäten, 
Mobilien, Literalien und ſonſtigen Utenſilien Sorge zu tragen hat. 


9 24. 


Die Namen der Mitglieder des Börſenvorſtandes und angeſtellten Makler, Ort und 
Zeit der Börſenverſammlungen, Höhe des Eintrittsgeldes, Preisliſten und Kurszettel ſowie 
alle die Börſe betreffenden Beſchlüſſe der Handelskammer werden von dieſer durch Anſchlag 
im Börſenlokal und eine in Eſſen erſcheinende Zeitung bekannt gemacht. Weitergehende 
Bekanntmachungen ſind dem Ermeſſen der Handelskammer anheimgegeben. 
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Bekanntmachungen, welche auf Requiſition der Behörde an der Börſe zu machen find, 
ſind im Bureau der Handelskammer einzureichen. Dieſe hat für den Aushang und die 
schein Aufbewahrung zu ſorgen und demnächſt die geſchehene Veröffentlichung zu be- 

einigen. 

Bei anderen Bekanntmachungen, deren Veröffentlichung auf dieſem Wege von den 
Beteiligten gewünſcht wird, ſteht der Handelskammer die vorgängige Prüfung und Ent⸗ 
ſcheidung darüber zu, ob die Veröffentlichung zu bewirken iſt. 5 

Beſcheinigung über die geſchehene Veröffentlichung ſowie Auszüge und Atteſte aus 
dem Börſenbuch und von veröffentlichten Bekanntmachungen werden von der Handels- 
kammer erteilt. 

§ 26. 

Offentliche Verkäufe im Börſenlokale während der Börſenzeit dürfen nur von den 
angeſtellten Kursmaklern oder nach Einholung der Genehmigung des Börſenvorſtandes durch 
einen zur Verſteigerung befugten Beamten abgehalten und muͤſſen von dieſem affichiert werden. 

Auf dieſe Affichen findet die Beſtimmung des § 25 keine Anwendung. 
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Etwaige Wünſche und Beſchwerden von Börſenbeſuchern betreffs der in dieſer Börſen⸗ 
ordnung geregelten Angelegenheiten ſind, ſoweit denſelben nicht alsbald durch den Börſen⸗ 
vorſtand Abhilfe geſchieht, bei der Handelskammer vorzubringen, welche darüber nach An⸗ 
hörung der Beteiligten und des Börſenvorſtandes endgültig entſcheidet. 


8 28. 

Spätere Abänderungen dieſer Börſenordnung, welche von der Handelskammer be⸗ 
ſchloſſen werden, bedürfen der Genehmigung des Miniſters für Handel und Gewerbe und 
ſind wie die gegenwärtige Börſenordnung durch Börſenaushang und Amtsblatt zur Kenntnis 
des Publikums zu bringen. 

§ 29. ۱ 

Vorſtehende Börſen⸗Ordnung tritt mit dem 1. Januar 1910 in Kraft. 

Eſſen (Ruhr), den 30. November 1909. 

Die Handelskammer für den Kreis Eſſen. 
(Unterſchriften.) 


Vorſtehende Börſenordnung wird genehmigt. 
Berlin, den 6. Dezember 1909. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
IIb 11978. von der Hagen. 


2. Handelsverkehr. 
Betr. Einfuhr ungariſcher Weine. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 16. Dezember 1909. 

Durch das ungariſche Weingeſetz vom 14. Dezember 1908 iſt zwar die Verwendung 
von Sprit zur Erhöhung des Alkoholgehalts des Weines vom 1. Januar 1909 ab ver⸗ 
boten, zugleich aber geſtattet, daß Weine, die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes unter 
Verwendung von Sprit hergeſtellt ſind, bis Ende des Jahres 1909 in Verkehr gebracht 
werden dürfen. 

Die Handelskammer erörtert nun die Frage, ob ſolche bereits vor dem 1. Januar 
1910 in das Inland eingeführten geſpriteten ungariſchen Weine im Inland auch nach dieſem 
Zeitpunkt in den Verkehr gebracht werden dürfen. Zur Beantwortung dieſer Frage iſt auf 
den § 34 Abſ. 3 des deutſchen Weingeſetzes vom 7. April d. J. zu verweiſen, wonach der 
Verkehr mit Getränken, die bei der Verkündung dieſes Geſetzes nachweislich bereits her⸗ 
geſtellt waren, nach den bisherigen Beſtimmungen zu beurteilen iſt. Soweit die vor dem 
1. Januar 1909 hergeſtellten und vor dem 1. Januar 1910 eingeführten Vorräte geſpriteter 
ungariſcher Weine dieſen Beſtimmungen entſprechen, werden ſie demnach auch weiterhin bis 
zum völligen Verbrauch in den Verkehr gebracht werden dürfen. 


Im Auftrage. 
IIb 12135. von der Hagen. 
An die Handelskammer in N. 


3. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Beförderung von Leichen auf dem Seewege. 
Berlin W. 66, den 11. Dezember 1909. 
Der Bundesrat hat am 1. Juli d. J. für die Beförderung von Leichen auf dem See⸗ 
wege die Einführung eines neuen Paßformulars nach dem hierunter abgedruckten Muſter ane 
beſchloſſen, das gleichzeitig für den Seetransport und den in der Regel vorausgehenden : 
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oder anſchließenden Eiſenbahntransport Vorſorge trifft und mit dem 1. Januar 1910 
zur Einführung gelangen ſoll. 

Unter Hinweis auf den Erlaß vom 24. Dezember 1906 Bl. 1907 S. 3) erſuchen 
wir Sie, die zur Ausſtellung von Leichenpäſſen zuſtändigen Behörden mit entſprechender 
Anweiſung zu verſehen. 

Der Miniſter des Innern. Der Miniſter Der Miniſter 
۳ 1 ü werbe. der geiſtlichen, Unterrichts- und 
„ زو‎ aa er تا‎ Medizinal-Angelegenheiten. 
Holtz. 1 Im Auftrage. 
von der Hagen. Förſter. 
IIb. 12 108 M. f. H. — M. 9406 M. d. g. A. — IId. 3359 M. d. J. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Leichenpaß. 

Die nach Vorſchrift eingeſargte Leiche de am ten 19 
in (Ort) an (Todesurſache) verſtorbenen 

(Alter) jährigen (Stand, Vor- und Zunamen des Verſtorbenen, 

1 
bei Kindern Stand der Eltern) ſoll و‎ 1 EN von 
auf dem Seewege 

über nach und 8 von 


mit der Eiſenbahn 
über nach zur Beſtattung befördert werden. Nachdem 
dieſe Überführung der Leiche genehmigt worden iſt, werden ſämtliche Behörden, deren 
Bezirke durch den Transport berührt werden, erſucht, ihn ungehindert und ohne Aufenthalt 
weitergehen zu laſſen. 


„den ten 19 


(Siegel.) (Unterſchrift.) 


Betr. Befuguis zur Ausübung des Schiffergewerbes. 
Dem Kapitän Martin Paul Bachmann, geboren am 28. April 1872 in Berlin, iſt 
durch den Spruch des Seeamts in Hamburg vom 24. November 1909 die Befugnis zur 
Ausübung des Schiffergewerbes entzogen worden. 


کک 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 


Betr. Dichtigkeitsprüfungen von Acetyleneiurichtungen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
4 / 1 Berlin W. 66, den 13. Dezember 1909. 

Auf die Eingabe vom 16. November d. J. erteile ich Ihnen hierdurch unter den in 
meinem Erlaß vom 17. März 1907 (SMBl. S. 68) vorgeſchriebenen Bedingungen die 
Befugnis, Dichtigkeitsprüfungen Ihrer Apparate und Rohrleitungen im Königreich Preußen 
ſelbſt zu beſcheinigen. 

III 10447. In Vertretung. 


Schreiber. 
An die Firma Gebr. Staiger in St. Georgen (Schwarzwald). 


(S. d. 
“lape 
S. 360. 
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2. Dampfkeſſelweſen. 
Betr. Prüfung von Keſſelbaumaterial. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 10. Dezember 1909. 
Im Anſchluß an den Erlaß vom 1. d. Mts. (SM ©. 526). 

Zur Ausführung der Prüfungen ſolcher Keſſelbaumaterialien, welche nach den Material⸗ 
vorſchriften für Land⸗ und Schiffsdampfkeſſel (Anlagen I und 1 zu den allgemeinen polizei⸗ 
lichen Beſtimmungen über die Anlegung von Land- und von Schiffsdampfkeſſeln vom 
17. Dezember 1908) durch Sachverſtändige vorgenommen werden müſſen, ermächtige ich 
hierdurch, ſoweit die in Preußen gelegenen Hüttenwerke in Betracht kommen, die Ingenieure 
der in Preußen zugelaſſenen Dampfkeſſelüberwachungsvereine. Ich ſetze dabei voraus, daß 
Jugenieure, welche zu dieſen Arbeiten herangezogen werden, zunächſt längere Zeit durch 
ältere erfahrene Ingenieure in die Materialprüfungsverfahren eingeführt werden, und daß 
nur die gewiſſenhafteſten Ingenieure für die verantwortungsvollen Aufgaben der Prüfung 
von Keſſelbaumaterial herangezogen werden, da durch nicht ſachgemäße Wahrnehmung der 
Prüfung den Hüttenwerken erhebliche Unkoſten und Schwierigkeiten bereitet werden können. 
Unter dieſen Vorausſetzungen ſehe ich davon ab, die Berechtigung zur Ausführung der 
Prüfungen und Ausſtellung von Beſcheinigungen über ſolche von der Erlangung beſtimmter 
Befugniſſe abhängig zu machen. 

Zur Prüfung von Schiffskeſſelbaumaterial auf preußiſchen Hüttenwerken ermächtige 
ich neben den Ingenieuren der in Preußen zugelaſſenen Dampfkeſſelüberwachungsvereine 
die vom Germaniſchen Lloyd beſtellten Materialprüfer. 

Die Beſcheinigungen der in anderen Bundesſtaaten nach § 2 Abſ. 1 der allgemeinen 
polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Land- oder von Schiffsdampfkeſſeln zur 
Prüfung des Materials der Dampfkeſſel ermächtigten Sachverſtändigen ſind in Preußen 
anzuerkennen. 

Für ausländiſches Keſſelbaumaterial ſind die Materialprüfungen ſtets durch Sach⸗ 
verſtändige auszuführen, deren Anerkennung nach den Vereinbarungen der verbündeten 
Regierungen vom 17. Dezember 1908 durch die einzelnen Bundesſtaaten zu erfolgen hat. 
Nachdem auf Antrag mehrerer engliſcher Fabrikanten für bewegliche Dampfkeſſel Lloyd’s 
Register of British & Foreign Shipping ſich bereit erklärt haben, die Prüfung von Keſſel⸗ 
blechen, die für Lokomobilen beſtimmt ſind, welche nach Preußen eingeführt werden ſollen, 
nach den hieſigen Vorſchriften auszuführen, ermächtige ich die Vorprüfer von Dampfkeſſel⸗ 
Genehmigungsgeſuchen, die von dieſer Geſellſchaft nach hieſigen Vorſchriften ausgeſtellten 
Zeugniſſe für Landdampfkeſſel anzuerkennen. 

Für ausländiſches Schiffskeſſelbaumaterial behalte ich mir weitere Mitteilung vor, welche 
Sachverſtändige zu deſſen Prüfung ermächtigt ſind, ſoweit nicht die Vorſchriften des § 3 
Abſ. W der neuen Keſſelanweiſung zutreffen. 

Für die Form und Art der Zeugniſſe über die Prüfung von Keſſelbaumaterial ſind 
in meinem Erlaß vom 1. d. Mts. (SM Bl. S. 526) die näheren Beſtimmungen enthalten. 


III. 9669. I. 10 230. Sydow. 
An den Zentralverband der preußiſchen Dampfkeſſelüberwachungsvereine zu Frankfurt a. O. 


Betr. Genehmigung und Unterſuchung der Dampfkeſſel. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
۲ Berlin W. 66, den 16. Dezember ۰ 

In der Anlage überſende ich Ihnen eine neue Anweiſung, betreffend die Genehmigung 
und Unterſuchung der Dampfkeſſel (Keſſelanweiſung). Abgeſehen von den Abſchnitten II 
und III der Gebührenordnung tritt die neue Anweiſung (vergl. § 44) mit dem 10. Januar 
1910 an die Stelle der bisher gültigen vom 9. März 1900. Als Zeitpunkt für das Intraft⸗ 
treten der vorbezeichneten Teile der Gebührenordnung iſt der Beginn des Etatsjahrs 1910 
feſtgeſetzt. Im Anſchluß an die Keſſelanweiſung ſind die Vereinbarungen der verbündeten 
Regierungen vom 17. Dezember 1908, die an die Stelle derjenigen vom 3. Juli 1890 treten 
ſollen, als Anlage III zum Abdruck gebracht. Zu ihrer Durchführung bedarf es in den ein⸗ 
zelnen Bundesſtaaten entſprechender Vollzugsbeſtimmungen. Demgemäß ſind die Grundſätze 
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über die Freizügigkeit der beweglichen und der Schiffsdampfkeſſel ſowie über die Anerkennung 
der Reviſionsbeſcheinigungen der Sachverſtändigen in die Keſſelanweiſung übernommen 
worden. Die Vereinbarungen über die Anerkennung der Materialprüfungsbeſcheinigungen 
der Sachverſtändigen (Ziffern 2 und 3 der Vereinbarungen) ſind durch den Erlaß vom 
10. Dezember d. J. (HM Bl. S. 547) vollzogen, jo daß nur noch die Anerkennung der Ziffer 6, 
den Querſchnitt von Sicherheitsventilen betreffend, übrig bleibt. Ich ermächtige die Keſſel⸗ 
ſachverſtändigen, bei der Abnahme von Dampfkeſſeln von der Feſtſtellung, daß die Ventile 
der Vorſchrift des § 9 Abſatz 2 der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung 
von Land⸗ und von Schiffsdampfkeſſeln entſprechen, durch den Verſuch abzuſehen, falls der 
Querſchnitt der Ventile mindeſtens den in Ziffer 6 geſtellten Anforderungen entſpricht. Die 
gleiche Erleichterung kann ſog. Vollhubventilen, d. h. ſolchen, deren Hub mindeſtens ein 
Viertel ihres Durchmeſſers beträgt, gewährt werden, wenn letzterer nach der in Ziffer 6 a. a. O. 
gegebenen Formel unter Benutzung eines Koeffizienten, der > 5 ſein muß, berechnet iff 
und der Verfertiger des Keſſels oder der Antragſteller in der Beſchreibung (Vordruck J.) 
die Gewähr dafür übernehmen, daß der Vollhub bei Eintritt des nach § 9 Abſatz 2 der 
allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen zuläſſigen Überdrucks erreicht wird. Die ſog. Hoch- 
hubventile, d. h. ſolche, deren Hub zwiſchen dem gewöhnlicher und der Vollhubventile liegt, 
ſind bis auf weiteres wie erſtere zu behandeln. 

Die neue Keſſelanweiſung berückſichtigt eine Reihe von früheren Ausführungserlaſſen, 
die dadurch überflüſſig werden. Ebenſo iſt in die neuen, mit dem gleichen Zeitpunkte wie 
die Keſſelanweiſung in Kraft tretenden allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die 
Anlegung von Dampfkeſſeln eine größere Zahl älterer preußiſcher Vollzugsvorſchriften auf⸗ 
genommen, dieſe zum Teil abändernd. Demgemäß hebe ich alle der neuen Keſſelanweiſung 
und den neuen allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen entgegenſtehenden Erlaſſe auf. Ins⸗ 
beſondere gilt dies von dem Erlaß vom 21. Dezember 1892 (Min. Bl. f. d. i. V. 1893 S. 12), 
betreffend die amtlichen Befugniſſe der Ingenieure der Dampfkeſſelüberwachungsvereine, 
ſowie von der Inſtruktion, betreffend den Umfang der techniſchen Vorprüfung bei Anlegung 
von Dampfkeſſeln (Erlaſſe vom 25. März bezw. 18. Mai und 28. November 1897 B. 11065, 
1. 2087). Auch den Erlaß vom 1. Dezember 1894 (B. 10 423) ändere ich dahin ab, daß 
künftig einer Unterſuchung von Feuerbuchskeſſeln durch Befahren und Abklopfen der Feuer⸗ 
buchſe und Ableuchten aller zugänglichen Teile durch Mann- und Schlammlöcher der 
Charakter einer inneren Unterſuchung zuerkannt werden kann, ohne daß es der Ergänzungs⸗ 
druckprobe bedarf. 

Ich hoffe, daß die Dampfkeſſelüberwachungsvereine von der Erweiterung ihrer Be— 
fugniſſe hinſichtlich der Abnahme von Dampfkeſſelanlagen in baupolizeilicher Hinſicht (§ 4 
Abſatz 1 der Keſſelanweiſung) im Intereſſe der Vereinfachung und Beſchleunigung der 
Abnahme ſowie einer ſachgemäßen baupolizeilichen Vorprüfung der Genehmigungsgeſuche 
möglichſt allgemein Gebrauch machen werden. Ich erwarte ferner, daß die Mitwirkung 
der Vereine bei der Wahrung des Nachbarſchutzes (§ 10 Abſatz ۲ und $ 11 Abſatz I der 
Keſſelanweiſung) nicht nur in einer formellen Prüfung der Genehmigungsgeſuche, ſondern 
in einer dauernden Beratung der Keſſelbeſitzer beſtehen wird, ſo daß der übermäßigen 
Rauch⸗ und Rußentwickelung namentlich in den Städten wirkſam vorgebeugt wird. Ebenſo 
lege ich unter Hinweis auf die Erlaſſe vom 9. März 1907 (SMBl. S. 64) und vom 
16. Juni 1908 (SM Bl. S. 240) den größten Wert auf die eingehende Prüfung und Unter- 
weiſung der Heizer. 

In der Übergangszeit von den älteren zu den neuen allgemeinen polizeilichen Be⸗ 
ſtimmungen über die Anlegung von Dampfkeſſeln wird vorausſichtlich die Vorſchrift über 
die in Rechnung zu ſtellende Feſtigkeit der Bleche alter, neu zu genehmigender Dampftefjel 
einige Schwierigkeiten bereiten. Ich erachte es bis auf weiteres bei Keſſeln, deren Alter 
etwa 5 Jahre nicht überſteigt, für zuläſſig, die bisher üblichen, von den Hüttenwerken bei 
Blechlieferungen abgegebenen Auszüge aus ihren Zerreißbüchern als hinreichenden Material- 
nachweis anzuſehen; ſind dieſe Auszüge deswegen nicht mehr zu beſchaffen, weil nicht feſt⸗ 
zuſtellen iſt, welche einzelnen Bleche für den Keſſel verwendet ſind, ſo kann ausnahmsweiſe 
auch davon abgeſehen werden, wenn die Keſſelſchmiede vertrauenswürdig nachweiſt, daß ſie 
nur Bleche der Qualität FI bezogen hat. Die gleichen Rückſichten ſind bei Keſſeln zu 
nehmen, die beim Inkrafttreten der neuen Beſtimmungen fertiggeſtellt oder im Bau, aber 
noch nicht genehmigt ſind. Im übrigen iſt die Genehmigung vor oder nach dem 10. Januar 
1910 das Kriterium für die Anwendbarkeit der neuen Beſtimmungen. 

Im einzelnen bemerke ich zu der Keſſelanweiſung, daß die im § 4 vorgeſchriebenen 
neuen Vordrucke H von den Vereinen nach Bedarf, d. h. dann einzuführen find, wenn ihre 
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älteren Formulare oder Keſſelverzeichniſſe der Ergänzung oder Neuanlegung bedürfen. Die 
ſchon ſeit längerer Zeit in Ausſicht genommene abgeänderte Dienſtanweiſung für die Dampf⸗ 
keſſelüberwachungsvereine wird demnächſt nachfolgen. 

Soweit es irgend tun ich ift, find die durch die Einführung der Abnahme unter Dampf 
entſtehenden doppelten Abnahmekoſten entſprechend § 24 Abſatz III der Keſſelanweiſung zu 
vermeiden. Die Keſſelbeſitzer find bei Beſtellung der Keſſel auf dieſen Umſtand und auf 
die Vorteile der Vornahme der erſten Waſſerdruckprobe an der ſpäteren Betriebsſtätte des 
Keſſels hinzuweiſen. 

Die Erhöhung der Jahresgebühren für die regelmäßige Unterſuchung der im ſtaat⸗ 
lichen Auftrag überwachten Keſſel ließ ſich nicht umgehen, nachdem die Dampfkeſſelüber⸗ 
wachungsvereine glaubwürdig nachgewieſen hatten, daß durch die bisher feſtgeſetzten Ge 
bühren die ihnen entſtehenden Koſten nicht gedeckt werden. Die Dampfkeſſelvereine klagen 
vielfach über erhebliche Verzögerungen in der Überweisung der von ihnen liquidierten Ge⸗ 
bühren. Ich mache daher auf die diesbezügliche Beſtimmung im § 40 Abſatz I beſonders 
aufmerkſam. 

Ich erſuche Sie, die Keſſelanweiſung ſobald als möglich, jedenfalls aber vor dem 
10. Januar 1910, in einer beſonderen Beilage zum Amtsblatte zu veröffentlichen. Wegen 
der Herſtellung des erforderlichen Bedarfs an Beilagen habe ich mich mit dem Herrn 
Miniſter des Innern in Verbindung geſetzt. Die Drucklegung der Sonderbeilage iſt der 
Druckerei von J. Sittenfeld in Berlin W. 8, Mauerſtraße 44, übertragen, die Ihnen die 
erforderliche Anzahl von Druckexemplaren zugehen laſſen wird. Für die Beſchlußbehörden, 
die Regierungs- und Gewerberäte, Gewerbeinſpektoren und Bergrevierbeamten iſt je ein 
Abdruck dieſes Erlaſſes und der Anlage beigefügt. Etwa erwünſchte Uberexemplare find 
von der Geheimen Regiſtratur III meines Miniſteriums anzufordern. 


III. 10 698. I. 10 388. Sydow. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin und die 
Königlichen Oberbergämter. 


Betr. Ausnahmebewilligung von polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Dampfkeſſeln. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 15. Dezember 1909. 


Unter der Vorausſetzung, daß die von Ihnen hergeſtellten Keſſel mit den Nummern 
1429, 1497, 1502, 1505, 1507, 1508, 1510 den bisherigen allgemeinen polizeilichen 
Beſtimmungen über die Anlegung von Dampfkeſſeln vom 5. Auguſt 1890 entſprechen, ent⸗ 
binde ich dieſelben auf Grund des § 20 der neuen Beſtimmungen vom 17. Dezember 1908 
von den Materialvorſchriften des $ 2 am letzteren Ort. 

Abſchrift dieſer Ausnahmebewilligung iſt den Anträgen auf Genehmigung der Keſſel 
in Preußen beizufügen. 

In Vertretung. 
III 10 506. Schreiber. 


An die Eiſenwerke Gaggenau Aktien⸗Geſellſchaft in Gaggenau (Baden). 


Betr. Funkenfänger. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 13. Dezember 1909. 


In dem Erlaſſe vom 29. v. M. (PMD. S. 526) bezeichnen die in die Skizze ein⸗ 
getragenen Zahlen die Maße für den bei den Verſuchen benutzten Funkenfänger. Es ſind 
jedoch Funkenfänger der Firma Joh. Petermann & Co. in Warendorf von derſelben Bauart 
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mit andern Schornſteindurchmeſſern ebenfalls als wirkſam anzuſehen, ſofern nur die Haupt⸗ 
maße in demſelben Verhältnis zu einander wie dort ſtehen, d. h. 


D = 1, 2 a, 


D 


۲ << ات‎ 
wenn bedeutet: 


a den Schornſteindurchmeſſer, 

D den Pralltellerdurchmeſſer, 

b den Abſtand des Pralltellers in feiner höchſten Hellung vom unteren Schorn— 
ſteinteil und 

das Stück, um welches der obere Schornſteinteil in das Gehäuſe hineinragt. 


In Vertretung. 
III 10 359. Schreiber. 


An den Zentralverband der preußiſchen Dampfkeſſelüberwachungsvereine in Frankfurt a. O. 


3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 


Betr. Sountagsarbeit in Putzmachereien und anderen Betrieben der Bekleidungsgewerbe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 10. Dezember 1909. 

Ihre Ausführungen über die Sountagsarbeit in Putzmachereien und anderen Betrieben 
der Bekleidungsgewerbe geben zur Erörterung folgender Fragen Anlaß: 

1. Sit es zuläſſig, daß ein Arbeiter, der an den Werktagen in der Werkſtatt (§ 105 b 
Abſatz 1 der Gewd.) ſeines Arbeitgebers tätig iſt, Sonntags während der für das Handels— 
gewerbe freigegebenen Zeit (§ 105b Abſatz 2 a. a. O.) in dem Handelsgewerbe desſelben 
Arbeitgebers beſchäftigt wird? Dieſe Frage wird zu bejahen ſein. Wenn auch nicht zu 
verkennen iſt, daß infolgedeſſen die Sonntagsruhe des Arbeiters unter Umſtänden in uner- 
wünſchter Weiſe beeinträchtigt werden kann, ſo muß doch andererſeits beachtet werden, daß 
dieſer Arbeiter hinſichtlich der Sonntagsruhe nicht ſchlechter geſtellt iſt, als die zahlreichen 
Arbeiter, die im Schneider⸗, Schuhmacher, Putzmacher, Tifchler-, Drehiler-, Buchbinder-uſw. 
gewerbe an Werktagen ſowohl in der Werkſtatt, als auch im Ladengeſchäft ihres Arbeit— 
gebers tätig ſind und Sonntags von dem Arbeitgeber zwar nicht mit gewerblichen Arbeiten 
(S 105b Abſatz 1), aber doch — während der Verkaufsſtunden im Handelsgewerbe 
)5 105b Abſatz 2) beſchäftigt werden. 

2. In welchem Umfange dürfen in Putzmachereien uſw., welche mit Ladengeſchäften 
verbunden find, an Sonn⸗ und Feſttagen Arbeiter mit den unter § 1050 Abſatz 1 fallenden 
gewerblichen Arbeiten während der für das Handelsgewerbe freigegebenen Stunden be— 
ſchäftigt werden? Hierauf iſt zu antworten, daß gemäß § 105 b Abſatz 1 eine ſolche Be⸗ 
ſchäftigung an Sonn- und Feſttagen überhaupt nicht zuläſſig iſt, ſoweit nicht etwa durch 
$ 1050 oder auf Grund der 88 105d, e und f Ausnahmen von dem Verbote der Sonn— 
tagsarbeit zugelaſſen ſiud. Nun iſt es freilich in den Verkaufsläden der Putzmachereien und 
anderer Gewerbebetriebe üblich und nicht gut zu vermeiden, daß auch an Sonn- und Feſt⸗ 
tagen an den zu verkaufenden Gegenſtänden zur Befriedigung der Wünſche der Käufer 
gewiſſe geringfügige Abänderungs⸗ oder Zurichtungsarbeiten auf der Stelle — womöglich 
noch im Verkaufsladen ſelbſt — erledigt werden. Meiſt handelt es ſich dabei um Arbeiten, 
auf deren Erledigung der Käufer gleich wartet. Damit ſolche geringfügigen Arbeiten nicht 
beanſtandet werden, iſt unter Ziffer 142 der Ausführungsanweiſung zur Gewerbeordnung 
den Behörden folgende Weiſung erteilt: ۱ 

„In denjenigen Handelsgewerben, in welchen beim Ladenverkauf an den 
Waren Anderungs⸗ oder Zurichtungsarbeiten vorgenommen werden (3. B. Ge- 
werbe der Hutmacher, Blumenhändler, Uhrmacher, Fleiſcher), iſt die Beſchäftigung 
mit dieſen Arbeiten als Beſchäftigung im Handelsgewerbe zu betrachten und 
deshalb an Sonn- und Feſttagen während der fuͤr das betreffende Handels— 
gewerbe freigegebenen Zeit geſtattet.“ 
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Sollte in mißbräuchlicher Auslegung dieſer Beſtimmung ein Geſchäftsinhaber während 
der ſonntäglichen Verkaufszeit gewerbliche Arbeiten verrichten laſſen, die nicht lediglich als 
unaufſchiebbare „Anderungs⸗ oder Zurichtungsarbeiten an den Waren beim Ladenverkauf“ 
zu betrachten ſind, ſo würde er wegen Zuwiderhandlung gegen die Vorſchriften des § 105 b 
Abſatz 1 zur Rechenſchaft zu ziehen ſein. 


III 7375. Sydow. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


Betr. Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter bei der Bearbeitung von Faſerſtoffen, Tierhaaren, 
Abfällen oder Lumpen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 18. Dezember 1909. 


Am 1. Januar k. J. treten die Beſtimmungen der Bekanntmachung, betreffend die 
Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter bei der Bearbeitung von Faſerſtoffen, Tierhaaren, Ab⸗ 
fällen oder Lumpen vom 8. Dezember 1909 (RGBl. S. 969) in Kraft und an die Stelle 
der Bekanntmachung vom 27. Februar 1903 (RODI. S. 39). Zur Erläuterung der neuen 
Beſtimmungen bemerke ich folgendes: 


1. Obwohl die Bekanntmachung vom 8. d. M. auf Grund des § 120 e der Gewerbe⸗ 
ordnung erlaſſen worden ift, findet das in ihrer Nummer I enthaltene und näher begrenzte 
Verbot der Beſchäftigung und des Aufenthalts jugendlicher Arbeiter in Räumen, in denen 
Faſerſtoffe, Tierhaare und Abfälle verarbeitet werden, auch in Zukunft nur Anwendung 
auf die Betriebe mit mindeſtens zehn Arbeitern und auf die Motorwerkſtätten. Für die 
übrigen Betriebe iſt mit Rückſicht auf die Notwendigkeit der Lehrlingsausbildung, namentlich 
im Sattler⸗ und Tapeziererhandwerk, von ihrer Einführung abgeſehen worden. Inhaltlich 
iſt dieſer Teil der Vorſchriften unverändert geblieben. 


2. Das in Nr. II enthaltene und näher begrenzte Verbot der Verwendung jugendlicher 
Arbeiter bei der Lumpenverarbeitung gilt dagegen für ſämtliche Betriebe ohne Rückſicht auf 
die Zahl der darin beſchäftigten Arbeiter oder die Verwendung von Motoren. Dies Verbot 
hat auch inhaltlich eine Erweiterung erfahren. Während bisher nur die Beſchäftigung 
jugendlicher Arbeiter in Räumen verboten war, in denen Maſchinen zum Offnen, Lockern, 
Zerkleinern, Entſtäuben, Anfetten oder Mengen von Lumpen im Betriebe waren, iſt dies 
Verbot jetzt auch auf die Bearbeitung der Lumpen von Hand und auch auf das Sortieren 
und Packen der Lumpen ausgedehnt worden. Dabei iſt jedoch vorgeſehen, daß die jugend⸗ 
lichen Arbeiter, die bereits gegenwärtig hierbei tätig ſind, dieſe Arbeit auch weiterhin vor⸗ 
nehmen dürfen. Außerdem ſind die Regierungspräſidenten ermächtigt worden, auf Grund 
beſonderer Anträge nach Prüfung des Sachverhalts in einzelnen Fällen die Beſchäftigung 
jugendlicher Arbeiter bei der Lumpenverarbeitung von Hand ſowie bei dem Sortieren und 
Packen von Lumpen in ſolchen Räumen zu geſtatten, in denen geeignete mechaniſch wirkende 
Staubabſaugevorrichtungen vorhanden ſind. Bei der Erteilung derartiger Genehmigungen 
iſt zur Vermeidung von ſpäteren Unzuträglichkeiten die Möglichkeit des Widerrufs aus⸗ 
drücklich vorzubehalten. 


Ich erſuche Sie, durch die Gewerbeaufſichtsbeamten die Inhaber von Betrieben zur 
Bearbeitung von Lumpen, ſoweit ihre Verpflichtungen durch die neuen Beſtimmungen ber: 
ändert werden, auf dieſe ausdrücklich aufmerkſam machen zu laſſen. 


In Vertretung. 
III 10 689. Schreiber. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 
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4. Arbeiterverſicherung. 
Krankenverſicherung. 
Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75 des ۰ 
Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
fie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengeldes, den Anforderungen des § 75 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes genügen: 
1. Kranken⸗ und Unterſtützungskaſſe der Mitglieder des Vereins Stettiner Kaufleute 
von 1890 zu Stettin (E. V.) und deren Angeſtellten (E. H.), 
2. Kranken⸗ und Sterbekaſſe der Berliner Kaſſenboten (E. H.), 
3. Krankenkaſſe für die im Handelsgewerbe beſchäftigten Perſonen, Techniker, 
Büreaubeamten und Werkmeiſter (E. H.) in Remſcheid, 
4. Allgemeine Kranken- und Sterbekaſſe zu Frankfurt a. M.⸗Bornheim (E. H.), 
5. Krankenkaſſe für Handels⸗Angeſtellte der Mitglieder vom Verein zum Schutze 
für Handel und Gewerbe, e. V. (E. H.) in Bocholt, 
6. Bergiſche Kranken⸗ und Sterbe⸗Auflage (E. H.) in Wüſtenhof. 
Berlin, den 16. Dezember 1909. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
In Vertretung. 
Zu III 10020 II. ۵ Schreiber. 


5. Gewerbegerichte, Kaufmannsgerichte. 
Betr. Verkehr der Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichte mit geſetzgebenden Körperſchaften. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 8. Dezember 1909. 

In den Fällen, in denen Gewerbegerichte oder Kaufmannsgerichte gemäß § 75 Abſ. 2 
des Gewerbegerichtsgeſetzes in der Faſſung vom 29. September 1901 (RGBl. S. 353) und 
§ 18 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend Kaufmannsgerichte, vom 6. Juli 1904 (RG Bl. S. 266) 
Anträge an die geſetzgebenden Körperſchaften des Reiches oder des Staates richten, bleibt es 
ihnen künftig überlaſſen, die Anträge dieſen Körperſchaften unmittelbar einzureichen. Die 
Gewerbe- und Kaufmannsgerichte haben aber eine Abſchrift der Eingaben der Aufſichts⸗ 
behörde mitzuteilen, die mir vorzulegen iſt. 

Ich erſuche, die Gewerbegerichte und Kaufmannsgerichte des dortigen Verwaltungs⸗ 
bezirks mit entſprechender Weiſung zu verſehen. 


III 9322. I 10.044. Sydow. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam und die 
Königlichen Oberbergämter. 


V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 
Betr. Prüfungen für Lehrerinnen der weiblichen Handarbeiten und der Hauswirtſchaftskunde. 
Im Jahre 1910 werden beginnen:“) 
1. Die Prüfungen für Lehrerinnen der weiblichen Handarbeiten: 

in Caſſel am 2. März. 
Frankfurt a. M. am 17. Februar, 
Wiesbaden am 28. Februar, 
Breslau am 17. März und 20. September, 
Liegnitz am 14. März, 

Königshütte am 27. September, 

Danzig am 16. März und 23. September, 

Bielefeld am 13. April, 

- Dortmund am 3. Oktober; 


* 


an 


) S. auch Zuſammenſtellung HMBl. S. 508. 
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2. die Prüfungen für Lehrerinnen der Hauswirtſchaftskunde: 
in Caſſel am 15. März, 

Obernkirchen am 8. März, 

Breslau am 2. März und 13. September, 

Königshütte am 20. September, 

Poſen am 7. März und 16. September, 

Danzig am 12. März und 26. September, 

Bielefeld am 13. April, 

Dortmund am 3. Oktober, 

Hagen am 10. Mai. 
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2. Fortbildungsſchulen. 
Betr. Wahl von Gewerbetreibenden zu Vorſtandsmitgliedern und Lehrern der Fortbildungsſchulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W 66, den 11. Dezember 1909. 

Mein damaliger Herr Amtsvorgänger hat es in dem Erlaß vom 21. Januar 1901 
(SM Bl. S. 35) als notwendig bezeichnet, „daß einſichtige Handwerksmeiſter zu Mit⸗ 
gliedern der Vorſtände und Kuratorien der kommunalen Fortbildungsſchulen gewählt 
werden und dadurch Gelegenheit erhalten, die Wünſche und Bedürfniſſe des Handwerks bei 
der Verwaltung der Schulen zur Geltung zu bringen.“ Obwohl dieſer Hinweis bei ſpäteren 
Gelegenheiten mehrfach wiederholt worden iſt, iſt neuerdings doch verſchiedentlich Klage 
darüber geführt worden, daß die Gewerbetreibenden nicht genügend in der Lage ſeien, die 
Wünſche und Bedürfniſſe der Praxis bei der Verwaltung der Fortbildungsſchulen, ins⸗ 
beſondere bei Aufſtellung der Lehrpläne, geltend zu machen. Ich erſuche Sie daher, die 
Gemeindeverwaltungen nochmals darauf hinzuweiſen, daß es im Intereſſe der Schulen liegt 
und dem guten Einvernehmen mit den gewerblichen Kreiſen dient, wenn Vertreter derjenigen 
Gewerbszweige, deren Lehrlinge und Arbeiter die Schulen beſuchen, alſo Fabrikanten, Hand⸗ 
Be und gegebenenfalls Kaufleute, den Schulvorſtänden und Kkuratorien als Mitglieder 
angehören. 

Es iſt mir zweifelhaft, ob bei der Neuerrichtung von Fortbildungsſchulen in allen 
Fällen ausreichend geprüft worden iſt, ob zur Erteilung des Unterrichts genügend vor⸗ 
gebildete Lehrkräfte verfügbar ſind. Bei der Eigenart, die die Fortbildungsſchule entwickelt 
hat, iſt auch von einem tüchtigen Volksſchullehrer nicht zu erwarten, daß er auch nur im 
Deutſchen (Berufs⸗ und Bürgerkunde) und Rechnen ohne beſondere Vorbereitung das 
Richtige trifft; die Erteilung des Unterrichts im gewerblichen Zeichnen kann ihm noch 
weniger ohne weiteres zugemutet werden. Im allgemeinen werden daher neue Schulen 
nicht eher zu eröffnen ſein, als bis der Leiter oder mindeſtens ein Lehrer an einem der 
von mir veranſtalteten Einführungskurſe teilgenommen hat, und ebenſo wird mit der Ein- 
richtung des Zeichenunterrichts bis nach Vorbereitung eines Lehrers in einem Kurſus zu 
warten ſein, wenn es nicht möglich iſt, für dieſes Fach einen geeigneten Praktiker 
(Techniker oder Handwerksmeiſter) heranzuziehen. 

Ich benutze dieſen Anlaß, die Verwaltung der gewerblichen Fortbildungsſchulen, zumal 
derer an größeren Orten, allgemein auf die ſtärkere Verwendung von Praktikern (Technikern 
und Handwerksmeiſtern) zur Erteilung des fachlichen Zeichenunterrichts und etwaigen 
weiteren Fachunterrichts hinzuweiſen. Die Vorteile, die ſich daraus für die Leiſtungen 
der Schulen ergeben, liegen auf der Hand. Allerdings werden nur pädagogiſch begabte 
und methodiſch gewandte Praktiker den Aufgaben gewachſen ſein, die ſie im Fortbildungs⸗ 
ſchulunterrichte zu erfüllen haben. Ich beabſichtige deshalb, wie es bereits einmal im 
Herbſt d. Is in Crefeld geſchehen iſt, beſondere Kurſe zur pädagogiſch⸗methodiſchen An⸗ 
leitung von Praktikern zu veranſtalten und werde wegen der Einberufung dazu ſpäter das 
Erforderliche bekannt geben. 

Im Auftrage. 
IV 13 184. Dr. Neuhaus. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam. 


` Gal Heymanns Verlag in Berlin W. — Gedruckt bei Julius Sittenfeld, Hofbuchdrucer. in Berlin W. 
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